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Mitglied des Deutschen Bundestages 
Herrn Stephan Brandner 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

  
  
  
  
  
  
  
 

POSTANSCHRIFT 
 Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 11014 Berlin  

 
 
 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

 

auf die mir zur Beantwortung zugewiesene schriftliche Frage übersende ich Ihnen die 

beigefügte Antwort. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

in Vertretung 

 

 

 

Hans-Georg Engelke 



  

 

 

  

  

 

Schriftliche Frage des Abgeordneten Stephan Brandner 

vom 8. November 2021 

(Monat November 2021, Arbeits-Nr. 11/41)  

 

 

 

Frage 

Bei wie vielen von den 2.672 Straftätern, die im Jahr 2020 im Bereich "Mord, Tot-

schlag und Tötung auf Verlangen" erfasst wurden (Vgl. Seite 13 der Polizeilichen Kri-

minalstatistik 2020), wurde nach Kenntnis der Bundesregierung eine psychische Stö-

rung festgestellt, die zur Schuldunfähigkeit des Straftäters geführt hat und wie erklärt 

die Bundesregierung den Anteil an psychisch gestörten Straftätern jeweils bei deut-

schen, nichtdeutschen Tatverdächtigen und Zuwandern (bitte die Anzahl und die Er-

klärung jeweils getrennt nach deutschen, nichtdeutschen Tatverdächtigen und Zu-

wanderern sowie in absoluten Zahlen und dem prozentualen Anteil an der jeweiligen 

Gruppe aufschlüsseln bzw. angeben)?  

 

Antwort 

Bei der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) handelt es sich um eine sogenannte 

Ausgangsstatistik. Das bedeutet, dass in ihr nur die der Polizei bekannt gewordenen 

und durch sie endbearbeiteten Straftaten, einschließlich der mit Strafe bedrohten 

Versuche, bei Abgabe an die Staatsanwaltschaft erfasst werden. Die statistischen 

Daten der PKS lassen keinen Rückschluss auf den Ausgang des staatsanwaltschaft-

lichen und eines etwaigen gerichtlichen Verfahrens zu. Der Bundesregierung liegen 

mithin keine Informationen im Sinne der Fragestellung vor. 

 




